
 

 

 

 

 

Beitritt des Kantons Zürich zur interkantonalen Vereinbarung über die Harmoni-

sierung der Baubegriffe (IVHB) 

Änderung der Bauverfahrensverordnung vom 3. Dezember 1997 (BVV; LS 700.6) 

BVV 
Vernehmlassungsentwurf (VE) / Synoptische Darstellung 

 

Stand: 09.12.2011 

Neue Begriffe gemäss IVHB 

Neue Regelungskompetenzen für die Gemeinden 

 

Geltende Fassung (BVV) 

 
Neue Fassung (VE-BVV) 

 
Erläuterungen  

Gesuchsunterlagen 

A. Pläne 

I. Art und Inhalt 

§ 3.     1 Mit dem Baugesuch sind in der 
Regel folgende Pläne einzureichen:  

a. Situationsplan in Form eines aktuellen 
Katasterplans gemäss amtlicher Vermes-

sung oder eines anderen Plans gleichen 

Inhalts und gleicher Darstellung. Der Situa-

tionsplan gibt Aufschluss über die Stellung 

und die Abstände der projektierten Bauten 

und Anlagen zu den Grundstücksgrenzen 

und den benachbarten Bauten und Anlagen. 
Ferner sind darin die in der amtlichen Ver-
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messung erfassten kantonalen Mehranforde-

rungen gemäss § 5 Abs. 1 der Verordnung 

über die amtliche Vermessung vom 17. 

Dezember 1997 soweit darstellbar abzubil-

den. Die Übereinstimmung mit den mass-

geblichen Daten und den Darstellungsnor-

men der amtlichen Vermessung ist durch die 

Nachführungsstelle der amtlichen Vermes-

sung bestätigen zu lassen. Eine Beglaubi-

gung im Sinne von Art. 37 Abs. 1 der Ver-

ordnung über die amtliche Vermessung vom 

18. November 1992 ist nicht erforderlich. 

b. Grundrisse aller Geschosse sowie die 

baurechtlich wesentlichen Schnitte im 

Massstab 1:100 mit auf die Meereshöhe 

bezogenen Höhenkoten, wobei eingetragen 
sein müssen:  

–die Mauern und Wände samt Öffnungen 

und Türen,  

–die Art der Baukonstruktion,  

–die Höhenverhältnisse, namentlich auch 
die Geschosshöhen, 

–die Dachaufbauten und Dacheinschnitte,  

–die Treppen- und Gangbreiten,  

–die Boden- und Fensterflächen sowie die 

lichten Raumhöhen, 

–die Nutzweise und die Zweckbestimmung 
der Räume, 

–die Ausrüstungen, wie Heiz- und Feuerein-
richtungen, sanitäre Einrichtungen, Beförde-

rungsanlagen, Klima- und Ventilationsanla-

gen sowie Feuerschutzeinrichtungen, soweit 

sie baurechtlich von Bedeutung sind, 

c. Fassadenzeichnungen im Massstab 1:100 
mit Angaben des gewachsenen und gestalte-

ten Bodens, allfälliger Niveaulinien sowie 

der auf die Meereshöhe bezogenen Höhen-

koten,  

d. Umgebungsplan im Massstab 1:200 oder 

erfassten kantonalen Mehranforderungen 

gemäss § 5 Abs. 1 der Verordnung über die 

amtliche Vermessung vom 17. Dezember 

1997 soweit darstellbar abzubilden. Die 
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Geschosshöhen, 

–die Dachaufbauten und Dacheinschnitte,  
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–die Nutzweise und die Zweckbestimmung 
der Räume, 

–die Ausrüstungen, wie Heiz- und Feuerein-
richtungen, sanitäre Einrichtungen, Beförde-

rungsanlagen, Klima- und Ventilationsanla-

gen sowie Feuerschutzeinrichtungen, soweit 

sie baurechtlich von Bedeutung sind, 

c. Fassadenzeichnungen im Massstab 1:100 
mit Angaben des massgebenden und gestal-

teten Terrains, allfälliger Niveaulinien sowie 

der auf die Meereshöhe bezogenen Höhen-

koten,  

d. Umgebungsplan im Massstab 1:200 oder 



 

Seite 3  

1:100 mit Angaben über die Höhen des 

gewachsenen und gestalteten Bodens sowie 

die Gestaltung und Nutzweise des Um-

schwunges, soweit diese nicht aus einem 

anderen Plan genau ersichtlich sind.  
2 Die Pläne müssen auch die allfällig 

weiteren für die Prüfung des Bauvorha-

bens nötigen Angaben enthalten. 

1:100 mit Angaben über die Höhen des 

massgebenden und gestalteten Terrains 

sowie die Gestaltung und Nutzweise des 

Umschwunges, soweit diese nicht aus einem 

anderen Plan genau ersichtlich sind.  
2 Die Pläne müssen auch die allfällig wei-
teren für die Prüfung des Bauvorhabens 

nötigen Angaben enthalten. 

Voraussetzungen 

1. Untergeordnete Bedeutung 

§ 14. Das Anzeigeverfahren findet na-

mentlich Anwendung auf:  

a. Vordächer,  

b. Balkone, Nischen, Rück- und Vorsprün-
ge,  

c. Dachkamine und andere kleinere tech-
nisch bedingte Dachaufbauten,  

d. Dachflächenfenster, Dachaufbauten, wie 
Lukarnen, Gauben und dergleichen, sowie 

Dacheinschnitte, sofern sie zusammen mit 

den bereits bestehenden nicht mehr als 1/20 

der betreffenden Dachfläche beanspruchen; 

ausgenommen sind Vorhaben in Kernzonen 

und Quartiererhaltungszonen, 

e. unwesentliche Verkleinerungen des Ge-
bäudegrundrisses und des Baukubus,  

f. die Veränderung einzelner Fassadenöff-
nungen, insbesondere von Türen und Fens-

tern,  

g. das Verschieben oder Einziehen innerer 
Trennwände, 

h. Änderungen der Zweckbestimmung ein-
zelner Räume ohne Änderung der Nutzwei-

se,  

i. Einrichtung und Umbau von Heizungen 

sowie Öltanks für das bediente Gebäude,  

j. Empfangsantennen, soweit bewilligungs-
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pflichtig (§ 1 lit. i), 

k. Anlagen für die Nutzung von Sonnen-

energie, soweit bewilligungspflichtig (§ 1 

lit. k), 

l. offene, nicht gewerbliche Schwimmbäder, 

m. Gartenhäuser und Schöpfe gemäss § 18 
Abs. 1 BBV II, 

n. Reklameeinrichtungen, soweit bewilli-
gungspflichtig (§ 1 lit. f), ausser in Kernzo-

nen, 

o. Mauern und geschlossene Einfriedigun-
gen von nicht mehr als 1,5 m Höhe ab ge-

wachsenem Boden,  

p. die Unterteilung von Grundstücken ge-
mäss § 309 lit. e PBG. 
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